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			Editorial

			Mehr drin
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			Peter Kruse, Präsident der Arbeitnehmerkammer Bremen

			Liebe Leserin, lieber Leser,

			Sie haben es sicher gleich gemerkt – das Bremer Arbeitnehmer Magazin, kurz BAM, sieht anders aus. Doch es ist nicht nur anders, es steckt auch mehr drin: Auf jetzt 24 Seiten geben wir den Themen rund um die Arbeitswelt in Bremen und Bremerhaven mehr Platz und liefern viel Service in Sachen Beruf, Familie, Bildung, Recht und Gesundheit. 

				Was erwartet Sie im neuen Heft und was ist anders? Zunächst haben wir uns dafür entschieden, den jeweiligen Schwerpunkt der Ausgabe prominent auf den Titel zu heben. Wir wollen, dass Sie als unsere Leserin oder unser Leser schnell wissen, welches Thema uns gerade auf den Nägeln brennt. In dieser Ausgabe beschäftigen wir uns mit Bremen-Nord und der Frage: Was muss passieren, damit sich Unternehmen ansiedeln, wieder mehr Arbeitsplätze entstehen und der Ortsteil gerade für junge Familien attraktiver wird. Unsere beliebte Galerie der Arbeitswelt, in der wir unsere Mitglieder und ihre jeweiligen Berufe porträtieren, haben wir ausgeweitet und ihr mehr Platz auf einer Doppelseite im Heft eingeräumt.

				Zu welchen Fragen erreichen Sie uns wann und wie? Besonders wichtig war es uns bei der Neugestaltung, dass Sie als Mitglied schnell einen Überblick über unsere Themen und Dienstleistungen erhalten. Deshalb haben wir auf der Rückseite einen festen Platz eingeräumt für unsere Beratungen und Öffnungszeiten. Der Veranstaltungskalender hat es dafür in die Heftmitte geschafft. Ebenfalls neu: Zahlen, Daten und Fakten aus der Bremer Arbeitswelt bereiten wir nun immer visuell in einer Infografik auf. In dieser Ausgabe werfen wir einen Blick auf den Bremer Einzelhandel. Neu ist auch unsere Leseraktion, bei der Sie uns Fotos von Ihrem Arbeitsweg schicken können – sei es Ihr Lieblingsbäcker, ein Park oder Überraschendes. Und ganz wichtig: Unsere BAM können Sie künftig auch bequem auf Ihrem Handy oder Tablet lesen. 

				Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen! Geben Sie uns gern eine Rückmeldung, was Ihnen gefällt und was vielleicht auch nicht: Wir wollen Ihnen ein lesenswertes Magazin bieten und entwickeln uns auch in Zukunft weiter.

			Ihr Peter Kruse

		

	
		
			Die Bremer Arbeitswelt in Zahlen

		

		
			Bremer Arbeitswelt
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			Kurz gemeldet

			Kurz gemeldet

			Nach dem Audit ist vor dem Audit

			Am 23. Juni 2016 verlieh Bundesministerin Manuela Schwesig im Berliner Palais am Funkturm erneut die diesjährigen Zertifikate zum audit berufundfamilie. Mit dabei: Christine Burda und Susanne Emmerich von der Arbeitnehmerkammer Bremen, die den „Beleg für ihr Engagement für eine familien- und lebensphasenbewusste Arbeitswelt“ entgegennahmen. 

			Seit ihrer Erstzertifizierung im Jahr 2006 wurde die Arbeitnehmerkammer bereits dreimal re-auditiert. Dabei wird alle drei Jahre geprüft, wie wirksam Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf sind, wie sie genutzt und im Unternehmen weiterentwickelt werden. Lebensarbeitszeitkonten stehen dabei ebenso im Fokus wie alters- und alternsgerechte Arbeitsgestaltung, Pflege- und Betreuungszeiten und Gesundheitsmanagement.
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			Druckfrisch: Gesetz neu kommentiert

			Für Personalräte bietet das von der Arbeitnehmerkammer Bremen herausgegebene Standardwerk praxisorientierte Unterstützung für die tägliche Arbeit im Gremium. Das Bremische Personalvertretungsgesetz ist seit 1974 Grundlage für die Personalratsarbeit in der bremischen Verwaltung. Fast 40 Jahre nach dem ersten und einzigen Standardkommentar und mehrfachen Novellierungen des Gesetzes hat die Arbeitnehmerkammer den Kommentar nun überarbeitet. Autorinnen und Autoren der Arbeitnehmerkammer, aus Wissenschaft, Justiz und Gewerkschaften kommentieren die 76 Paragrafen unter Berücksichtigung des aktuellen Gesetzesstandes und der bis April 2016 ergangenen Rechtsprechung. Der Kommentar ist im Buchhandel erhältlich.
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			Bremisches Personal Vertretungsgesetz

			ISBN 9783-95651-085-4

			39,90 Euro
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			Im Vegesacker Geschichtenhaus gibt es in Zukunft regelmäßig Fotoausstellungen. Den Start machen die „Meereslandschaften“ von Franz Schenksy.

			Wal, Meer und Musik in Vegesack

			Mit gleich drei Veranstaltungen ging die Arbeitnehmerkammer in die neue Kooperation mit dem Vegesacker Geschichtenhaus. Im August gab es im ehemaligen Spicarium Lieder und Geschichten von Bertold Brecht und Thomas Sarbacher hat in Begleitung des Bandoneonspielers Joaquín Alem aus Moby Dick gelesen. Die Lesung war gleichzeitig die Eröffnung der Ausstellung „Meereslandschaften“ mit Bildern des Helgoländer Fotografen Frank Schensky, die noch bis zum 27. November zu sehen ist.

			Wie sein Bremer Pendant im Schnoor ist das Vegesacker Geschichtenhaus ein Projekt der bras, Arbeiten für Bremen. Die bras hat das Ziel, Arbeit suchende Menschen dauerhaft ins Berufsleben zu integrieren. Ab Anfang  2017 werden ehemalige Langzeitarbeitslose im Vegesacker Geschichtenhaus vom Bau des Hafens, vom Walfang und dem Bau der Lange-Werft erzählen – ganz so, als wären sie damals dabei gewesen.
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			Aktuelle Veranstaltungen finden Sie unter → www.arbeitnehmerkammer.de/veranstaltungen

		

	
		
			Schwerpunkt

			Segel setzen!

			Bremen-Nord muss neue Wege finden

			Text: Janet Binder  –  Fotos: Kay Michalak
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			Auch das Großprojekt Haven Höövt in Vegesack ist gescheitert

			Bremen-Nord ist anders als die anderen vier Bremer Stadtbezirke. Das liegt nicht nur an der geografischen Lage weit entfernt vom Dom. Er ist auch ein Sorgenkind: Arbeitsplätze fehlen, die Bevölkerung schrumpft, die Wirtschaftskraft lahmt. Eine neue Studie der Arbeitnehmerkammer und des Instituts Arbeit und Wirtschaft hat Empfehlungen erarbeitet, wie der Norden einen Weg aus der Misere finden kann.

			An das Stadt-Theater-Festival in Blumenthal im Juni erinnert sich Ortsamtsleiter Peter Nowack gern. „Da war hier der Teufel los“, begeistert er sich. Auf dem Marktplatz und in der Fußgängerzone – wo ein leeres Ladenlokal neben dem anderen steht – spielten Bands; es wurde gesungen und Tango getanzt. Im ehemaligen Verwaltungsgebäude der Bremer Woll-Kämmerei (BWK), die 2009 ihren Betrieb einstellen musste, sahen sich Menschen Theaterstücke an und lauschten einem Liederabend. Blumenthal war für ein paar Tage voller Leben. Es kamen sogar Bremer „aus der Stadt“ hierher, was sonst eher selten passiert. 

			Nowack blickt auf die alte kaufmännische BWK-Verwaltung, ein Backsteingebäude im Stil der Neorenaissance und geschütztes Kulturdenkmal. Es erinnert an die Blütezeit der BWK, als hier noch 5.000 Menschen in Lohn und Brot standen. Heute arbeiten nur noch wenige Beschäftigte auf dem riesigen Gelände, das ähnlich groß ist wie die Vatikanstadt. Die meisten Gebäude und Flächen sind ungenutzt. Die Stadt hat einen Großteil des Areals gekauft und 16 Millionen Euro in Infrastruktur und Sanierung investiert, um neues Gewerbe anzusiedeln. Auf der „historischen Achse“ wurden aufwendig alte Pflastersteine neu verlegt; Nowack steht gerade darauf: „Wir wollen, dass das Gelände seinen Charme behält“, betont der Ortsamtsleiter. Die Vermarktung läuft.

			Hoher Ladenleerstand

			Blumenthal, Bremens nördlichster Stadtteil, hat immer noch mit den Auswirkungen der BWK-Pleite zu kämpfen: Die Arbeitslosenquote ist deutlich höher als im Stadt-Durchschnitt, im Ortszentrum stehen die meisten Läden leer, die Einwohnerzahl geht hier noch stärker zurück als sonst in Bremen-Nord, die Armut ist vor allem bei den Migranten hoch. Vielen fehlt die Perspektive, auch wegen mangelnder Bildung. „In Blumenthal wird man nicht mit dem Abi in der Tasche geboren“, sagt Nowack. Er meint das nicht abfällig; er hat sich selbst aus kleinen Verhältnissen hochgearbeitet. Ziel ist es deshalb, auch Produktionsbetriebe auf dem BWK-Gelände anzusiedeln, um industrielle Arbeitsplätze für die Blumenthaler zu schaffen. Doch einfach ist das Vorhaben nicht. „Das Wichtigste ist das Image“, sagt Nowack. „Wenn zu viel Negatives über Blumenthal in der Zeitung steht, kommen Investoren mit vorgefertigter Meinung hierher.“ 

			Nicht nur Blumenthal leidet unter seinem negativen Image, sondern ganz Bremen-Nord – abgesehen von den Villenquartieren an der Lesum. „Nach der Pleite der Vulkan-Werft hat Bremen-Nord seine Strahlkraft verloren“, beschreibt Kai-Ole Hausen, Referent für Wirtschafts- und Infrastrukturpolitik der Arbeitnehmerkammer Bremen, die Lage. Der Bezirk benötigt einen Neuanfang. 

			Leuchtturmprojekte sind gescheitert

			Im Auftrag der Arbeitnehmerkammer hat das Institut Arbeit und Wirtschaft (iaw) daher eine Studie zu den Entwicklungsmöglichkeiten Bremen-Nords erarbeitet. Es ist nicht so, dass es in den vergangenen 20 Jahren nicht genügend Ansätze und Strategien gab. „Eine generelle Trendwende konnten die bisherigen Bemühungen aber nicht einleiten“, sagt Guido Nischwitz, Leiter der Studie und des Forschungsbereichs „Stadt und Region“ am iaw. 

			Die Verantwortlichen hätten in der Vergangenheit zu sehr auf millionenschwere Leuchtturmprojekte wie die Gläserne Werft, das maritime Ausstellungshaus Spicarium und das Einkaufszentrum Haven Höövt gesetzt. „Nur mit solchen vermeintlichen Ankern wird man Bremen-Nord nicht gerecht“, so Nischwitz. Alle Großprojekte sind gescheitert. „Man darf nicht ein großes Schiff auf die Reise schicken, sondern muss das mit vielen kleinen Booten tun“, sagt auch Kai-Ole Hausen. „Manche werden vielleicht kentern, andere werden Effekte haben.“ 

			In der Studie kommen Nischwitz und seine Co-Autoren Verena Andreas und René Böhme zum Schluss, dass es ohne eine abgestimmte Zielsetzung aller Beteiligten, ohne eine Gesamtstrategie sowie ein Strukturprogramm für Bremen-Nord nicht gehen wird. Darin müssten alle vorhandenen Probleme berücksichtigt werden – von der Überalterung in den Nobel-Ortsteilen St. Magnus und Lesum bis zur steigenden Kinderarmut und einem Migrantenanteil von rund 44 Prozent in Grohn. 

			„Ruhiger als in der Stadt“ 

			Dass Bremen-Nord nicht nur ein Problemfall ist, sondern ein lebenswerter Bezirk, weiß Imke Helmke. Die 56-jährige Hebamme wohnt dort, seitdem sie zwei ist – erst in Lesum, seit 30 Jahren in Vegesack. „Hier ist nicht so viel Verkehr, es ist ruhiger als in der Stadt“, sagt sie. „Und es gibt viel Grün in der Nähe.“ Sie liebt Knoops Park und das alljährliche Musikfestival „Sommer in Lesmona“, eine Bootspartie auf der Lesum und das Festival Maritim mit ganz viel Livemusik entlang der Weser. „Da kommen Gruppen aus Frankreich, Holland und England – das hat ein ganz besonderes Flair.“

			Die Einkaufsmöglichkeiten außerhalb des täglichen Bedarfs findet sie dagegen eher schlecht – nicht nur, weil im insolventen Einkaufszentrum Haven Höövt große Teile leer stehen. „In der oberen Fußgängerzone in Vegesack reihen sich die Ein-Euro-Shops und Billiggeschäfte, in der unteren steht viel leer.“ Zum Shoppen fährt sie deshalb lieber nach Oldenburg und – weil es kein Kino in Nord gibt – nach Schwanewede oder ins Viertel, um sich einen Film anzusehen. Auch die hausärztliche Versorgung vor allem in den Randgebieten sei schlecht. „In Blumenthal gibt es viele Praxen, die keine Nachfolger finden.“ 

			Jobs vor Ort sind Mangelware

			Imke Helmke hat 13 Jahre im Klinikum Bremen-Mitte gearbeitet, weil es damals am Klinikum Nord keine freie Stelle gab. Damit, dass sie pendeln musste, ist sie keine Ausnahme – im Gegenteil: Rund 70 Prozent der Arbeitnehmer, die in Bremen-Nord wohnen, fahren zum Arbeiten in die Stadt oder ins niedersächsische Umland. Denn es fehlt an Jobs vor Ort. „Die Zahl der sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplätze ist zwar zuletzt wieder angestiegen, aber sie wächst immer noch unterdurchschnittlich gegenüber dem Umland und dem restlichen Bremen“, weiß Guido Nischwitz vom iaw. Die Arbeitslosenquote ist denn auch im Norden höher als im städtischen Mittel.

			Seit 2012 muss Imke Helmke nicht mehr pendeln. Sie konnte als leitende Hebamme des Kreißsaals ins Klinikum Nord wechseln. Für sie war das ein Glücksfall. „Es gibt einfach mehr Lebensqualität, dort zu arbeiten, wo man wohnt“, sagt sie. Tatsächlich pendeln aber viele ihrer Kolleginnen in die umgekehrte Richtung. Fast die Hälfte lebt „in der Stadt“ und fährt nach Bremen-Nord zum Arbeiten. Der Grund dafür sei die besondere Geburtshilfe, die im Klinikum angeboten werde. „Wir sind spezialisiert auf frauen- und familienorientierte Geburten“, erklärt die Hebamme. Die Kaiserschnittrate sei entsprechend niedrig. Um an einen solchen Ort arbeiten zu können, nähmen viele Kolleginnen das Pendeln auf sich.

			„Qualitäten stärker herausstellen“

			Es sind diese Besonderheiten, auf die Bremen-Nord bauen kann. „Die Qualitäten sind ja da, man muss sie nur stärker herausstellen“, sagt Guido Nischwitz. Vorzeige-Unternehmen gibt es auch in der freien Wirtschaft: Der Spezialschiffbau auf der Lürssen Werft, die Textilfaserverarbeitung auf dem alten BWK-Gelände oder Weltmarktführer wie Vector Foiltec für transparente Dächer und Fassaden und Gleistein Ropes für Seile und Tauwerk – um nur einige zu nennen.

			„Es hat sich schon vieles zum Positiven in Bremen-Nord entwickelt“, ist der Bremen-Nord-Beauftragte des Senats, Martin Prange, überzeugt. Weil der Strukturwandel noch nicht richtig funktioniert, hat der Bezirk im vorigen Jahr als einziger in Bremen mit Prange einen eigenen Senatsbeauftragten erhalten. Es sei ein langwieriger Prozess, Bremen-Nord in Schwung zu bringen, begründet Prange. Ein neues integriertes Strukturkonzept des Senats, in das die Ergebnisse der iaw-Studie im Auftrag der Arbeitnehmerkammer einfließen sollen, soll dabei helfen. 

			Wenig Ganztagsschulen

			Das Strukturkonzept des Senats wird im Norden dringend erwartet, denn es hapert an fast allem. So fehlen etwa Bauvorhaben und Wohnungen. „Investoren springen ab, weil ihnen zu viele Steine in den Weg gelegt werden“, sagt Nischwitz. Im niedersächsischen Umland gab es in den vergangenen 20 Jahren ein deutlich größeres Wachstum des Wohnungsbestandes. Auf Flächen, die in Bremen-Nord zum Teil seit über zehn Jahren für den Wohnungsbau in der Diskussion seien, stünden aus unterschiedlichsten Gründen immer noch keine Immobilien. „Gegebenenfalls muss man über flexiblere Auflagen nachdenken, um den Wohnungsbau attraktiver zu machen“, gibt Nischwitz zu bedenken. Eine 25-prozentige Sozialwohnungsquote sei jedenfalls nicht in jeder Gegend sinnvoll. 

			Sorgen bereiten den Verantwortlichen auch der Bevölkerungsschwund im armen Blumenthal und die Überalterung im reichen St. Magnus. Um diesen Entwicklungen entgegenzuwirken, sei versäumt worden, Bremen-Nord interessant für junge Familien zu machen, sagt der wissenschaftliche Mitarbeiter am iaw, René Böhme. „Nirgendwo in Bremen gibt es so wenig Ganztagsschulen wie in Bremen-Nord. Wie will man da junge Familien anlocken?“ Auch Ganztagsangebote in Kitas sowie Betreuungsmöglichkeiten für unter Dreijährige sind rar.

			Besondere geografische Lage 

			Bremen-Nords geografische Lage abseits vom Zentrum sowie von der Weser und dem niedersächsischen Umland umgeben trägt zur Misere bei. In anderen Großstädten sei es fast überall attraktiver, noch irgendwo am Rande der Stadt zu wohnen als im Umland, sagt René Böhme. „Hier aber wohnt man zum Teil im Umland näher am Bremer Zentrum als in Bremen-Nord.“ Der nördliche Bezirk sollte deshalb mit den umliegenden niedersächsischen Gemeinden wieder verstärkt ins Gespräch kommen. „Das Umland wird immer als Konkurrenz gesehen, aber vielleicht sind auch Kooperationen möglich, ob im Bereich Einzelhandel, Wohnen oder Gewerbeansiedlungen“, so Nischwitz.

			Auch Innenstadtentwicklungspläne hätten nicht gezündet. „Das wenige, was funktioniert hat, ist die Gewerbeflächenentwicklung seitens der Wirtschaftsförderung und des Wirtschaftsressorts“, meint der Wissenschaftler. Auf dem Gelände des 1996 in Konkurs gegangenen Vulkans arbeiten wieder so viele Menschen wie in der Endphase der Werften-Krise. „Bloß nicht mehr in einem, sondern in hundert Unternehmen“, sagt Bremen-Nord-Beauftragter Prange. Die Zeiten der großindustriellen Ansiedlungen seien endgültig vorbei.

			Planungssicherheit gefordert

			Was also tun? Ein Strukturprogramm – aber keines, das nur einseitig ansetzt, sagen Nischwitz und seine Co-Autoren. Entwickeln sollten es die Akteure aus Bremen-Nord selbst, und zwar mit einer klaren Zielsetzung. Dabei könnten sie auf die vorhandenen Vorarbeiten aufbauen. „Wesentlich ist dabei aber eine professionelle externe Unterstützung“, betont Guido Nischwitz. Die sollte von einer eigenen, von außen zu besetzenden Entwicklungsagentur Nord kommen, die die Aktivitäten bündelt, die Erarbeitung des Strukturprogramms begleitet und die Projekte umsetzt.

			Dafür bräuchte die Agentur vertraglich zugesicherte Kompetenzen und finanzielle Mittel. „Senat und Bürgermeister müssten den Menschen in Bremen-Nord ein Unterstützungsangebot unterbreiten: Wenn ihr uns eine gemeinsam getragene und fundierte Strategie vorlegt, sind wir bereit, euch ausreichende Ressourcen für die Umsetzung in den nächsten zehn Jahren zur Verfügung zu stellen“, rät Nischwitz. 

			Ortsamtsleiter Peter Nowack hat schon viele Pläne und Konzepte in der Vergangenheit gelesen. Geändert hat sich nichts. Das Problem: „Das wird dann in Hochglanz gedruckt und verteilt und das war es dann“, sagt er. Deshalb sagt er klar: „Bevor eine neue Strategie entwickelt wird, muss geklärt werden: Haben wir die Chance, die angestrebten Vorhaben auch zu finanzieren?“ Wenn der Plan nicht umgesetzt werde, nützten alle schönen Worte nichts. „Dann sind alle nur wieder enttäuscht.“
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			Imke Helmke, leitende Hebamme in Bremen-Nord, schätzt das viele Grün in der Nähe. Und dass es viel ruhiger ist als in der Stadt.
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			Die iaw-Studie im Auftrag der Arbeitnehmerkammer Bremen wird am 15. September um 17 Uhr im Vegesacker Geschichtenhaus (Alter Speicher, Zum Alten Speicher 5 A, 28759 Bremen) vorgestellt.

		

	
		
			Kommentar

			Konkrete Lösungen für Bremen-Nord
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			Kai-Ole Hausen, Referent für Wirtschafts- und Infrastrukturpolitik

			„Tourismus und Einzelhandel allein schaffen nicht ausreichend Arbeitsplätze in Bremen-Nord. Ergänzend muss Bremen den vorhandenen Betrieben des verarbeitenden Gewerbes gute Rahmenbedingungen bieten, sodass erfolgreiche mittelständische Unternehmen auch dauerhaft  am Standort bleiben. Die entwickelten Flächen des Geländes der Bremer Wollkämmerei oder des Bremer Vulkan bieten gute Voraussetzungen, damit sich darüberhinaus weitere Betriebe ansiedeln oder bestehende vergrößern können. Weiterer Schwerpunkt ist die Gesundheitswirtschaft: Das Klinikum Bremen-Nord ist eine etablierte Regionalklinik, die weitere Ansiedlungen und Kooperationen zwischen Dienstleistern und Unternehmen initiieren kann, damit in diesem Sektor mehr Arbeitsplätze entstehen. Zudem fehlt es Bremen-Nord an qualitativ hochwertigem Wohnraum zu bezahlbaren Preisen – gerade für junge Familien ein wichtiges Argument. Ebenso wichtig ist eine familienfreundliche Infrastruktur mit Ganztags-Betreuungseinrichtungen und guten Bildungsangeboten. Soll heißen: Bremen-Nord braucht keine neuen Leuchtturmprojekte, sondern kleine und konkrete Lösungen in den einzelnen Stadtteilen und für einzelne Betriebe und Projekte.“

		

	
		
			Arbeit & Gesundheit

			Gut auf den Beinen – Tipps für Stehberufler

			Text: Hanna Mollenhauer

			Ob Verkäuferin im Einzelhandel, Koch im Restaurant, Pflegekraft im Altenheim, Arbeiter am Fließband oder Friseurin – 54,4 Prozent der Erwerbstätigen in Deutschland arbeiten laut der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin häufig im Stehen. Die Folgen sind oftmals Durchblutungsstörungen, Gefäßerkrankungen, Verspannungen, Rücken-, Fuß- und Gelenkbeschwerden.

			Schon mit wenig Aufwand können Beschäftigte in Stehberufen etwas für sich tun. Der menschliche Körper lebt von Bewegung, vom Wechsel zwischen Stehen, Sitzen und Gehen. Es macht also Sinn, wenn Stehberufler während der Arbeit immer wieder ihre Haltung ändern. Sich zum Beispiel ganz bewusst aufrecht hinzustellen, entlastet Nacken, Schultern und Rücken: Schultern hängen lassen, Brustbein ein wenig nach vorn schieben, geradeaus schauen. Gutes Schuhwerk sollte Standard sein und ein Schuhwechsel während des Arbeitstages tut den Füßen gut. In den Pausen und zum Feierabend hilft es, eine Weile die Beine hochzulegen. Wir stellen hier außerdem ein paar Entlastungsübungen für Stehberufler vor. Bitte führen Sie sie langsam und bewusst durch und strecken Sie die Knie nicht durch.
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			1.

			Stellen Sie die Füße parallel, etwa zwei bis drei Hände breit auseinander. Beide Arme gerade nach vorn strecken. Beide Ellenbogen wie auf einer Tischplatte soweit nach hinten führen, wie es schmerzfrei möglich ist. Dabei hebt sich automatisch das Brustbein. Das Kinn bitte reinnehmen und den Köper voll aufrichten. 12 bis 15 Wiederholungen.

			2.

			Gleiche Grundstellung. Jetzt wird ein Arm nach vorn gestreckt und der andere gebeugt wie in der Übung eins zurückgeführt. Maximale Rumpfrotation. Stichwort: Bogenschütze. Wechselseitig ausführen. 12 bis 15 Wiederholungen.

			3.

			Stellen Sie sich bei leicht geöffneten Füßen so hoch wie möglich auf die Zehenspitzen. Rollen Sie dann langsam über die Außenkanten ab. 12 bis 15 Wiederholungen. 

			4.

			Treten Sie auf der Stelle: Die Füße abwechselnd von den Zehen über die Fußsohle zur Ferse und zurück rollen, so als ob Sie langsam und bewusst gehen. Dabei die Füße nicht vom Boden heben und auf der Stelle bleiben.
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			Das T-O-P-Prinzip im Arbeitsschutz

			Um die Beschäftigten gesund zu erhalten, muss der Arbeitgeber geeignete Schutzmaßnahmen ergreifen – Priorität haben dabei technische Maßnahmen. Für Stehberufe können das beispielsweise folgende Maßnahmen sein:

			Technische Maßnahmen wie günstige Arbeitshöhe und überlegt angebrachte Bedienelemente, Fußmatten zum Ausgleich harter und kalter Böden, Stehhilfen und Bedarfssitze in unmittelbarer Nähe zum Arbeitsplatz.

			Organisatorische Maßnahmen, wie die Abwechslung zwischen stehender und bewegender Tätigkeit, Beratungsgespräche, Ortswechsel, Kurzpausen.

			Personenbezogene Maßnahmen wie atmungsaktive Kleidung, passende, Halt gebende Schuhe, Wechsel der Schuhe während des Arbeitstages, dynamisches Stehen und gezielte Ausgleichsübungen.
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			Unsere Gesundheit-Infoblätter erhalten Sie in unseren Geschäftsstellen. Download unter

			→ www.arbeitnehmerkammer.de/publikationen (Infoblätter „gesundheit!“)

		

	
		
			Fragen & Antworten

			Einen Betriebsrat gründen – so geht’s

			Wahl, Mitbestimmung, Kündigungsschutz. Was Beschäftigte wissen sollten
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			Text: Hanna Mollenhauer – Illustration: Bettina Bexte

			Der Chef eines mobilen Pflegedienstes lässt die neuen Dienstwagen mit GPS ausstatten. Er will kontrollieren, ob die für die Hausbesuche vorgesehene Zeit eingehalten wird. Die Mitarbeiter fühlen sich kontrolliert und wollen das nicht. Zu Recht, denn in diesem Fall ist die Überwachung durch den Arbeitgeber nicht zulässig. Die Angestellten suchen das Gespräch, aber der Chef ist auf diesem Ohr taub. Einen Betriebsrat gibt es nicht.

			Ohne Interessenvertretung im Unternehmen haben es Beschäftigte in solchen Fällen schwer, ihre Rechte durchzusetzen. Gut, wenn es einen Betriebsrat gibt. Der setzt sich für die Kollegen ein.

			Gibt es Voraussetzungen für die Gründung eines Betriebsrats?

			In Unternehmen mit mindestens fünf Beschäftigten kann ein Betriebsrat gegründet werden, auch Auszubildende ab 18 Jahren werden mitgezählt.

			Wer darf für den Betriebsrat kandidieren?

			Alle seit einem halben Jahr im Betrieb tätigen Arbeitnehmer ab 18 Jahren dürfen sich für die Wahl aufstellen lassen. Nicht wahlberechtigt sind zum Beispiel leitende Angestellte.

			Wie lange dauert es bis zur Wahl?

			In Betrieben ab 50 und mehr Mitarbeitern kann ein Betriebsrat in etwa acht Wochen gegründet werden. In kleineren Betrieben von fünf bis 50 Beschäftigten geht das in einem vereinfachten Wahlverfahren innerhalb von zwei Wochen. 

			Ist man bei der Wahl an bestimmte Termine gebunden?

			Betriebsratswahlen finden in Deutschland alle vier Jahre in der Zeit vom 1. März bis 31. Mai statt. Die nächste Wahl ist 2018. Wer allerdings zum ersten Mal einen Betriebsrat wählt, kann das jederzeit tun. 

			Wo und wie weit darf der Betriebsrat mitbestimmen?

			Im Betriebsverfassungsgesetz sind der gesetzliche Auftrag wie auch die Instrumente für die Betriebsratsarbeit beschrieben. Ein Betriebsrat hat unterschiedliche Beteiligungsrechte und Mitgestaltungsmöglichkeiten. Wenn etwa Umbaumaßnahmen geplant sind, muss der Betriebsrat umfassend und rechtzeitig vom Arbeitgeber darüber informiert werden. Nur so kann er auf Augenhöhe mit dem Arbeitgeber verhandeln und die Belange der Beschäftigten zum Beispiel zum Lärmschutz einbringen. Auch wenn der Arbeitgeber etwa Arbeitsbereiche auslagern will, ist der Betriebsrat zu beteiligen. Hier kann er Alternativen vorschlagen und Vereinbarungen im Interesse der Beschäftigten aushandeln. Bei der Einführung eines Zeiterfassungssystems beispielsweise bedarf es der Zustimmung des Betriebsrats.

			Kündigungsschutz 

			Wer sich für eine Kandidatur entschieden hat, genießt einen besonderen Kündigungsschutz. Für nicht Gewählte gilt der Schutz auch noch ein halbes Jahr nach der Wahl, für Gewählte bis ein Jahr nach Ende der Amtszeit.
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			Beratung von Betriebs- und Personalräten

			Die Abteilung Mitbestimmung und Technologieberatung der Arbeitnehmerkammer berät Betriebs- und Personalräte und Mitarbeitervertretungen. Sie hilft auch bei der Gründung einer Interessenvertretung. 

			→ www.arbeitnehmerkammer.de/mitbestimmung

			Mehr Infos zum Thema bieten unsere Infoblätter, die Sie in unseren Geschäftsstellen erhalten. Download unter 

			→ www.arbeitnehmerkammer.de/publikationen/mitbestimmung

		

	
		
			Arbeitnehmerkammer Bremen

			Medientipps

			Buch-Tipp

			Was sind meine Stärken?

			Was kann ich wirklich gut? Welcher Beruf passt zu mir? „Stärken kommen nicht fertig auf die Welt – man muss sie entwickeln, mit Hilfe von Wissen über Motive, aber auch durch Einflussnahme und Hilfe von außen“, so die Autorin Svenja Hofert. Der von ihr entwickelte „StärkenNavigator“ soll helfen, Stärken zu erkennen, zu benennen und weiterzuentwickeln. Ausgehend von den fünf Leitstärken Denken, Steuern, Sprechen, Organisieren, Kreieren stellt die Autorin 50 Stärken vor und nennt passende Berufe und Aufgaben. Ein Ratgeber für alle, die sich auf ein Vorstellungsgespräch vorbereiten oder sich beruflich neu orientieren wollen.
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			Hofert, Svenja: Was sind meine Stärken? Entdecke, was in dir steckt. GABAL, 2016, 220 Seiten
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			Dieses Buch können Sie in der Stadtbibliothek ausleihen. KammerCard-Inhaber erhalten auf die BIBCARD der Stadtbibliothek zehn Prozent Ermäßigung!

			→ www.arbeitnehmerkammer.de/kammercard
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			Erzähl-Café

			„1966 – Von der Kaffeebohne in der Hosentasche zur Blechkiste am Kran“: an der temporären Hafenbar lockt das Golden-City-Erzählcafé am Dienstag, 13. September 2016 um 20 Uhr am Europahafenkopf in der Überseestadt mit Schmuggelgeschichten und Musik.
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			TV-Tipp

			ARD-Themenwoche:  Zukunft der Arbeit

			Vom 30. Oktober bis 5. November 2016 wird im Ersten und den Regionalprogrammen die digitale Arbeitswelt beleuchtet: Welchen Stellenwert hat meine Arbeit? Was passiert mit meinem Arbeitsplatz? Wie verdiene ich morgen mein Geld? Was müssen unsere Kinder heute lernen, um in der zukünftigen Arbeitswelt zu bestehen?
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			 Foto: NDR

			www.ard.de
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			KINO-Tipp

			
				
					[image: ]
				

			

			Einer älter werdenden Bevölkerung stehen begrenzt Fachkräfte in der Pflege zur Verfügung. Der Pflegeroboter Alice soll zukünftig Ersatz leisten. Szene aus dem Film „Ik ben Alice“.

			Futurale 

			Das Thema des Dokumentarfilmfestivals im Kommunalkino City 46 vom 15. bis 21. September 2016 ist die Arbeitswelt der Zukunft.

			Kino 46, Birkenstraße 1, 28195 Bremen

			www.futurale-filmfestival.de

			Das Programm:

			Do,	15. September 2016, 	20 Uhr: 	Deine Arbeit, dein Leben!

			Fr,	16. September 2016, 	19 Uhr: 	Digitale Nomaden

			Sa,	17. September 2016, 	19 Uhr: 	Please Subscribe

			So,	18. September 2016, 	11 Uhr: 	Ik ben Alice

			Mo,	19. September 2016, 	19 Uhr: 	Silicon Wadi

			Di,	20. September 2016, 	19 Uhr: 	Mein wunderbarer Arbeitsplatz

			Mi,	21. September 2016, 	19 Uhr: 	Print the Legend

		

	
		
			Veranstaltungen
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			→ www.arbeitnehmerkammer.de/veranstaltungen

		

	
		
			Weiterbildung

			Der Aha-Effekt

			Text: Janina Weinhold  –  Foto: Kay Michalak
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			Die Krankenschwester Stephanie Bartsch-Korneffel hat sich neben dem Beruf fit gemacht für Leitungsaufgaben 

			Stephanie Bartsch-Korneffel ist ausgebildete Krankenschwester. 2015 schloss sie die berufsbegleitende Weiterbildung zur staatlich anerkannten Fachkraft für Leitungsaufgaben in der Pflege an der Wirtschafts- und Sozialakademie (wisoak) in Bremerhaven ab. Jetzt leitet sie ihre Station. In Bremen beginnt das nächste Seminar im Oktober. 

			Die Fähigkeiten des Teams im Blick haben, rechtliche Rahmenbedingungen kennen, die Einrichtung wirtschaftlich führen – all dies sind Aufgaben, die Leitungskräfte in der Pflege bewältigen müssen. Stephanie Bartsch-Korneffel startete ihre Karriere vor 24 Jahren als Krankenschwester auf der Diabetes-Station im Klinikum Bremerhaven-Reinkenheide. Heute leitet sie die Station, hat alle Aufgaben, Abläufe und Patienten im Blick und fragt sich täglich, wie sie die Arbeit ihres Teams und die Leistung der Station verbessern kann. „Die Frage, wie Menschen lernen, hat mich schon immer fasziniert. Während der Weiterbildung habe ich eine Facharbeit über stärkenorientiertes Führen geschrieben und konnte meine Mitarbeiterentwicklungsgespräche sofort neu gestalten“, sagt sie über ihren persönlichen Aha-Effekt. Typische Leitungsaufgaben kannte sie bereits aus ihrer Tätigkeit als stellvertretende Stationsleitung. Als sie jedoch in einem vereinbarten Probejahr die Leitung übernahm, fühlte sie sich teilweise unsicher. „Besonders in den Mitarbeiterentwicklungsgesprächen schwamm ich gelegentlich und fragte mich, wie ich mich und meine Kollegen voranbringen kann. Als Stellvertreterin konnte ich die Verantwortung bei Konflikten oder Perspektivgesprächen zuvor abgeben“, erinnert sie sich. Deshalb entschied sie sich für die berufsbegleitende Weiterbildung und besuchte einmal wöchentlich die Kurse an der Wirtschafts- und Sozialakademie in Bremerhaven. Inhaltlich lernte sie hier alle pflegewissenschaftlichen, pädagogischen, rechtlichen und betriebswirtschaftlichen Hintergründe für ihre Führungsrolle. 

			Die Weiterbildung richtet sich an Altenpflegerinnen und -pfleger, Krankenpfleger und -schwestern sowie Kinderkrankenschwestern und -pfleger mit mindestens einem Jahr Berufserfahrung und ist modular aufgebaut. Je nach Anzahl der absolvierten Module, qualifiziert diese gleich doppelt als staatlich anerkannte Praxisanleiterin sowie Leitungskraft in Pflegeeinrichtungen. 

			Stephanie Bartsch-Korneffel hat alle Module abgeschlossen und ihre Kompetenzen in der Personalentwicklung und im Qualitätsmanagement erweitert. „Viele Stationsprozesse konnte ich zuvor nicht im Zusammenhang beurteilen. Jetzt weiß ich, dass gezielte Personalentwicklung den betriebswirtschaftlichen Erfolg meiner Station stärkt“, sagt sie. 

			Die an beiden wisoak-Standorten ausgebildeten Leitungskräfte sind sehr gefragt. „Von den gut 110 Teilnehmern aus den vergangenen sieben Jahren sind 90 Prozent direkt in eine Leitungsposition aufgestiegen“, bestätigt wisoak-Bildungsmanagerin Birgit Spindler. „Viele Pflegeeinrichtungen treten gezielt an uns heran, um die Qualifizierung ihrer Leitungskräfte für die Nachfolge im Haus zu klären. Zudem müssen Pflegeeinrichtungen stetig auf neue Anforderungen im Qualitätsmanagement und auf neue rechtliche Rahmenbedingungen reagieren. Daher übernehmen die Einrichtungen häufig ganz oder anteilig die Kosten. Alle weiteren Finanzierungs- und Organisationsfragen klären wir im persönlichen Gespräch“, sagt Spindler weiter. Die berufsbegleitende Weiterbildung ist fordernd. Stephanie Bartsch-Korneffel musste zusätzliche Energie in die schriftlichen und mündlichen Prüfungen und ihre Abschluss-Facharbeit stecken. „Dafür kamen mein Hund und der Hundesport kürzer. Aber ich würde mich wieder für die Weiterbildung an der wisoak entscheiden, weil ich alle Kursinhalte sofort gemeinsam mit meinem Team einüben konnte. Das gibt mir täglich Sicherheit und Zufriedenheit“, sagt sie.
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			Abschluss 

			Staatlich anerkannte Fachkraft für Leitungsaufgaben in der Pflege (FLP)

			Termine 

			Bremen: 27.10.2016 – 15.12.2018, Unterricht: Do. 17.30 – 20.45 Uhr, einmal im Monat Sa. 8.30 – 15.30 Uhr, einmal im Vierteljahr eine Blockwoche Mo. – Fr. 8.30 Uhr – 15.30 Uhr.

			Bremerhaven: 26.04.2017 – 03.07.2019, Unterricht: Mi. 8.30 – 15.30 Uhr
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			Anmeldung und Beratung 

			Bremen: Cornelia Kebreau, T 0421.4499-647, 

			Bremerhaven: Birgit Spindler, T 0471.595-22,

			→ www.wisoak.de

		

	
		
			Kultur

			
				
					[image: ]
				

			

			In unserer Galerie im Foyer zeigen wir Fotografien von Florian Müller über die Textilproduktion in Indien

			Fashion Victims – Die Kleider anderer Leute

			Text: Jörg Hein  –  Foto: Florian Müller

			Der Fotojournalist Florian Müller fotografierte auf Baumwollplantagen in den ländlichen Regionen des indischen Bundesstaates Gujarat und in Textilfabriken Ahmedabads. Ahmedabad, mit 5,6 Millionen Einwohnern die fünftgrößte Stadt Indiens, galt einst als das „Manchester des Orients“. „Ich wollte einfach wissen, wie unsere Klamotten hergestellt werden“, so Müller. Seine Bilder sind ab 5. September in der Arbeitnehmerkammer zu sehen.

			Es dauerte, bis die Fabrikbesitzer einverstanden waren und Florian Müller in den Fabriken fotografieren konnte. Die Arbeiter abzulichten, stellte die nächste Hürde dar, da die Sprachbarriere die Kommunikation erschwerte. Darüber hinaus kannten die Porträtierten Fotografie meist nur von Hochzeitsfeiern und für Ausweisdokumente. Es fiel ihnen anfangs schwer, ihre Scheu abzulegen und sich nicht durch den Fotografen von der Arbeit ablenken zu lassen.

			Laut der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) arbeiten weltweit nur in China mehr Menschen in der Textil- und Bekleidungsindustrie als in Indien. Festangestellte Arbeiter verdienen in Gujarat monatlich umgerechnet etwa 90 US-Dollar. Sogenannte Vertragsarbeiter, die in vielen Werken die große Mehrheit stellen, verdienen maximal die Hälfte. Sie werden über Arbeitsvermittler angestellt und bestehen zu einem großen Teil aus saisonalen Arbeitsmigranten. „Laut Schätzungen“, sagt Müller, „müsste ein Kleidungsstück bei uns nur 50 Cent teurer sein, damit sich vor Ort die Löhne verdoppeln.“ Wegen ihrer Armut nehmen die Arbeiter auch unzumutbare Arbeitsbedingungen hin. Gesundheitliche Schäden drohen durch den Umgang mit Chemikalien sowie durch den Staub, der bei der Arbeit mit Baumwolle freigesetzt wird. Kinderarbeit ist selbstverständlich. „Natürlich gibt es auch in Indien Auflagen, nur kümmert das niemanden“, schildert Müller seine Eindrücke. Korruption sei weitverbreitet. Und wenn von behördlicher Seite Maßnahmen ergriffen würden, sind diese oft eher wirkungslos. Durch Abschalten der Stromversorgung sollte beispielsweise wenigstens ein freier Tag in der Woche erzwungen werden. Für die Beschäftigten bedeute dies jedoch noch mehr Arbeit, da sie das gleiche Pensum verteilt auf weniger Tage leisten müssten.
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			Florian Müller 

			beschäftigt sich in seinen Projekten immer wieder mit dem Thema Arbeit. So fotografierte er unter anderem auch Stelzenfischer auf Sri Lanka. Den Kontakt zu den Menschen suchen und für sie einstehen, das motiviert ihn.

			
				
					[image: ]
				

			

			 

			Die Serie „Fashion Victims – Die Kleider anderer Leute“ ist vom 5. September bis 16. November in der Galerie im Foyer der Arbeitnehmerkammer zu sehen.

		

	
		
			Galerie der Arbeitswelt

			Virtuoser Handwerker

			Text: Anette Melerski  —  Foto: Kay Michalak

			Dafür, dass es bei Holzblasinstrumente Richard Müller im Steintor um Musik geht, ist es ziemlich leise. Der Bunsenbrenner zischt vor sich hin und ab und zu schellt die Türglocke: Kundschaft. Als Gitarre spielender Sohn einer musikbegeisterten Familie schätzt Meister Norbert Schmanke (55) seine Fähigkeiten eher zurückhaltend ein: „Zum Berufsmusiker hat es nicht gereicht – da habe ich mich für die Kombination aus Hobby und Handwerk entschieden.“

			Fünf Jahre lang baute er Fagotte in einer Fabrik in Nauheim. Doch weil ihm Kundenkontakt und das Bauen des Instruments vom Holzblock bis zum ersten Ton fehlen, zieht es ihn 1989 nach Bremen. Eicke Müller, die damalige Inhaberin der Werkstatt, war auf der Suche nach einem Gesellen, er war auf Arbeitssuche: Das passte. Seitdem baut er zusammen mit Chefin Madeleine Müller und dem Auszubildenden Timo Lemke in Handarbeit Klarinetten und Bassetthörner: „Sehr sehr nett ist das Bauen einer neuen Klarinette. Man beginnt mit einem schweren Klotz aus Grenadill-Holz und hat nach diversen kleinen Arbeitsschritten das Instrument.“ Es dauert bis zu einem Jahr, bis die fertige Klarinette abgeholt oder verschickt werden kann – deutschlandweit und sogar bis ins nahe Ausland. 

			In den vergangenen 27 Jahren habe er sich nicht einen Tag gelangweilt, nicht mal Routine komme auf: „Wir bauen nicht nur, wir reparieren auch: Fagotte, Oboen, Querflöten und Saxofone. Jedes Instrument, jeder Kunde ist anders und auch die Gründe für eine Reparatur variieren.“ Die Klarinette, deren Herz geradezu geschreddert war – der Besitzer hatte sich auf sie gesetzt – hat Norbert Schmanke wieder ganz bekommen. Die Delle im Saxofon, das trotz Messing-Corpus, aber wegen eines kleinen Schilfrohrblatts auf dem Mundstück zu den Holzblasinstrumenten zählt, beult er aus. Für Menschen, die wegen einer Erkrankung oder eines Unfalls Probleme mit ihren Fingern haben, konstruieren Schmanke und seine Kollegen Klappen mit orthopädischen Sondermechanismen. „Das ist etwas, das man in der Ausbildung nicht lernt – man muss es sich draufschaffen. Das war bei mir schon so und ist bei bei unserem Azubi heute noch genauso.“

			Müller und Schmanke wählen ihre Auszubildenden mit Sorgfalt aus: Das Praktikum zum Kennenlernen ist ein Muss. Einen speziellen Abschluss braucht ein zukünftiger Holzblasinstrumentenmacher nicht. In Mathe fit zu sein, ist von Vorteil – man sollte schon in der Lage sein, Volumina auszurechnen – und Kenntnisse rund um Schall und Töne können auch nicht schaden. Ebenso wenig wie Geduld, Ausdauer und eine ruhige Hand, etwa für das Bauen von kleinsten Fräsen oder Drechselaufsätzen oder den Umgang mit Spreng- und Löffelbohrer: „Wenn man da zappelt, fliegt einem der Bohrer schlimmstenfalls um die Ohren – oder man bohrt schief“, erklärt Schmanke, der sich seit 2004 Meister nennen darf. 

			Wer Instrumente bauen will, sollte idealerweise eines spielen. Meister Schmanke ist schnell von Gitarre auf Klarinette umgestiegen: „Ich kann allen Instrumenten, die wir bauen oder reparieren, einen Ton entlocken und wir benutzen Stimmgeräte zum Ausstimmen. Das Instrument aber, das ich baue, wollte ich auch spielen können. Man muss ja nicht virtuos sein.“ Zusammen mit Madeleine Müller an der Querflöte und Timo Lemke am Saxofon wird in der Werkstatt dann auch schon mal gejammt – mal mehr, mal weniger virtuos, aber immer schön laut.

			Der Holzblasinstrumentenmacher

			Ausbildungsdauer: Holzblasinstrumentenmacher durchlaufen eine dreijährige duale Ausbildung. 

			Berufsschule: Bremer Auszubildende haben zweimal jährlich je sechs Wochen Blockunterricht an der Oscar-Walcker Schule in Ludwigsburg. 

			Werkstätten: Von zwei Werkstätten im Land Bremen bildet eine aus. Nach Angaben des Zentralverbands des Deutschen Handwerks gibt es bundesweit 264 Werkstätten, 18 davon bieten Ausbildungsstellen an.
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			Fingerspitzengefühl: Vorsichtig repariert Holzblasinstrumentenmachermeister Norbert Schmanke die Tonklappen einer Klarinette 

		

	
		
			Digitalisierung

			Die Quadratur des Kreises

			Leistungsfähig, bürgerorientiert. Mit einer flächendeckenden und durchgängigen Digitalisierung will der Bremer Senat die öffentliche Verwaltung modernisieren

			Text: Anette Melerski  –  Foto: Kay Michalak

			Der Koalitionsvertrag von 2015 bringt die Krux ziemlich genau auf den Punkt: „Wir müssen die Konsolidierung des Haushalts leisten, wollen aber die Dienstleistung für die Bürgerinnen und Bürger verbessern. Das gleicht einer Quadratur des Kreises.“ Die Haushaltslage zwingt zum Sparen. Und irgendwo, zwischen 20 Jahren Personalabbau und dem erklärten Ziel, die Verwaltung durch die Neu-Organisation der IT zu modernisieren, stehen die rund 48.000 Beschäftigten des bremischen öffentlichen Dienstes. „Digitalisierung kostet – jedenfalls, wenn sie vernünftig implementiert werden soll. Spart man an Geld und Personal, nimmt die Belastung für die Beschäftigten zu statt ab“, so Axel Weise, Referent für Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik der Arbeitnehmerkammer Bremen. 

			Die Verwaltung 4.0 ist ein komplexes Projekt, hinter dem nach Aussage von Heide Vathauer, Referentin für „Zentrales IT-Management und E-Government“ bei der Senatorin für Finanzen, diverse technische, rechtliche und organisatorische Fragen stehen: „Beispiel Umstellung von der Papierakte auf die elektronische Akte: Wer darf welche Akten sehen oder bearbeiten? Landen eingescannte Akten im Schredder oder im Staatsarchiv? Jede Akte muss mindestens einmal angefasst werden, um zu entscheiden, was mit ihr passieren soll. Das bindet Zeit und Personal.“ Im Jahr 2011 hat der Bremer Senat die Festlegung eines einheitlichen Standards für alle Behörden verabschiedet. Bildschirme und PCs, Module wie E-Mail- und Textverarbeitungsprogramme sind seit 2013 unter dem Projekt BASIS.bremen zusammengefasst. Technischer Betrieb und Support liegen mittlerweile beim zentralen IT-Dienstleister Dataport. Und die eigenen Leute? „Ein Teil der Stellen wurde eingespart, Beschäftigte werden auf anderen Arbeitsplätzen eingesetzt, andere wieder verbleiben für strategische Fragen und dezentrale E-Government-Projekte in den Ressorts“, erklärt Heide Vathauer. 

			Jutta Sonnemann, beim Gesamtpersonalrat für neue Technologien und Technologieberatung zuständig, hält es für sinnvoll, die flächendeckende IT zentral zu organisieren: „Die Sicherheitsanforderungen des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik sind enorm gestiegen. In einem zentral geführten Rechenzentrum lassen sich unsere  Datenmengen besser schützen, gegen Angriffe durch Hacker zum Beispiel.“ So werden Originaldaten und Back-up immer an unterschiedlichen Orten gespeichert.

			Und weitere Gründe sprechen für einen zentralen Anbieter mit einheitlicher Software: Im bremischen Verwaltungsnetz gibt es viele Schnittstellen, in den Dienststellen unterschiedliche, spezifische Software-Programme, außerdem fehlt es an kompetentem und bezahlbarem IT-Nachwuchs und die Hardware-Anschaffung ist so günstiger. Heide Vathauer und Jutta Sonnemann sind sich einig: „Wir brauchen einen einheitlichen Arbeitsplatz, einheitliche Software, größtmögliche Ergonomie. Die Anforderungen sind so komplex – das kann eine einzelne Behörde nicht mehr stemmen.“

			Arbeitserleichterung par excellence? 

			Mit dem Wechsel zu Dataport sind Dörte Scholz, Personalrätin im Stadtamt, und Nico Petridis, IT-Fachadministrator in der Ausländerbehörde, nur bedingt glücklich. Das Stadtamt hat nicht nur die meisten Bürgerkontakte – etwa 500.000 pro Jahr –, sondern auch diverse Softwareverfahren, die sich unmittelbar auf jene Bürger auswirken. Wer ein Karussell auf dem Freimarkt anmelden will oder Angelschein, Pass oder Gewerbe beantragt, hat mit dem Stadtamt zu tun. „Ein zentraler IT-Dienstleister mag sinnvoll sein, aus unserer Sicht läuft es allerdings nicht besonders rund. Im vergangenen Monat ist das System zweimal abgestürzt. Dann drehen die Kollegen, die eh schon überlastet sind, natürlich am Rad“, sagt Dörte Scholz. Nico Petridis sieht die IT-Verfahren als Arbeitserleichterung par excellence, etwa für die Kollegen, die den Freimarkt betreuen und bis heute den Belegungsplan auf Papier machen müssten: „Die Software ist da, die Gelder sind freigegeben. Fragen Sie mich nicht, warum da nichts vorangeht.“ Er antwortet gleich selbst: „Wir haben kein Personal für die Umsetzung – es reicht ja so schon nicht. Ich wurde angefragt, die Einführung der E-Akte in der Ausländerbehörde zu begleiten. Das habe ich abgelehnt, weil ich neben dem Alltagsgeschäft schlicht keine Zeit habe.“ Dabei ist die Einbeziehung der Beschäftigten durch eine Dienstvereinbarung geregelt. Diese besagt, dass die Gestaltung von Organisationsprozessen „eine tatkräftige Mitwirkung von Beschäftigten aller Funktions- und Hierarchieformen“ erfordere. Axel Weise, Arbeitsmarktexperte der Arbeitnehmerkammer, kennt das Problem: „Die Möglichkeiten der Regulierung – Mitbestimmung durch Personalräte und Gesamtpersonalrat – sind in Bremen gegeben. Die Frage ist nur, wie das in den Dienststellen umgesetzt wird.“

			Klemmbrett oder Tablet 

			IT im Krankenhaus: Riesenmonitore zeigen minutiös den Verlauf von Operationen, Systeme warnen, wenn statt drei Milligramm Aspirin zwölf verabreicht werden, Fachleute vernetzen sich interdisziplinär und kein Handgriff bleibt undokumentiert. Für Rolf Schlüter, Pressereferent beim Gesundheit Nord Klinikverbund, ist klar: „Die heutige Hochleistungsmedizin wäre ohne IT nicht machbar. Wir haben eine qualitative Verbesserung und die durch IT gesparte Zeit geht in die Pflege.“ Die subjektive Bewertung der Mitarbeiter sei allerdings eher, dass IT nerve, obwohl sie, so Schlüter, objektiv die Arbeit erleichtere. Dem kann eine Krankenschwester im Klinikum Mitte, die namentlich nicht genannt werden möchte, nur teilweise zustimmen: „Auf einer Station mit hohem pflegerischen Aufwand, 23 Betten und drei Schwestern, von denen eine fast nur telefoniert, organisiert und dokumentiert, sehe ich das etwas anders. Verbesserte Transparenz und Qualität ja. Weil wir aber die Pflicht haben, jeden Handgriff zu dokumentieren, haben wir eben nicht mehr Zeit für die Pflege. Im Gegenteil: Wir bräuchten definitiv mehr Zeit am Bett.“ Sie hält der IT allerdings zugute, sich bei Umstellungen zu kümmern. 

			E2: ergonomisch und elektronisch 

			Sechs Bundesländer, Bremen inklusive, haben sich im E2-Verbund für die Einführung der E-Akte zusammengetan. Den elektronischen Rechtsverkehr (ERV) – reine Ländersache – gibt es seit 2005, für das Bremer Handelsregister seit 2007. Nach 2022 dürfen im Dunstkreis der Gerichte qua Gesetz nur noch Privatpersonen Papier einreichen. „Alle anderen – Rechtsanwälte, Notare, Behörden – müssen dann den ERV nutzen“, erläutert Dörte Möx, Rechtspflegerin bei der IT-Stelle Justiz des Senators für Justiz und Verfassung. Der Abschied vom Papier wird auch bei Gericht die Arbeitsabläufe verändern. Aktenstapel- und Wagen sind passé, Schriftsätze werden dann nur noch digital gelesen und bearbeitet. Durchsetzen ließe sich das nur mit Mitarbeitern, die in den Prozess einbezogen würden und ihn akzeptierten, so Dörte Möx. Akzeptanzmanagement ist das Stichwort. Wie man es auch dreht und wendet: Letztlich bleibt den Beschäftigten aller Ressorts gar keine andere Wahl, als die flächendeckende Digitalisierung hinzunehmen. Und zu hoffen, dass die Quadratur des Kreises doch keine Unmöglichkeit ist.
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			Verwaltung 4.0: Im Haus des Reichs steuert die Finanzsenatorin die Digitalisierung des bremischen öffentlichen Dienstes

		

	
		
			Elternzeit 

			„Diese Zeit kommt nie wieder“

			Auf Väter in Eltern- und Teilzeit wartet ein nicht ganz leichter Balanceakt zwischen Beruf und Familie. Zwei junge Väter berichten darüber, wie sie ein enges Verhältnis zum Kind leben und gleichzeitig arbeiten gehen.

			Text: Janina Weinhold – Fotos: Kay Michalak, Alasdair Jardine
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			Ramazan Barutcuoglu mit seinem Sohn

			„Jeder weiß, dass ich für die Wäsche zuständig bin und ich kümmere mich auch um meinen Sohn“, sagt Ramazan Barutcuoglu über sein Paarverständnis und die Arbeitsteilung mit seiner Frau Ayşegül. Ramazan genießt aktuell seinen zweiten Monat in Elternzeit mit seinem Sohn Ediz (10 Monate). Der Medienberater arbeitet bei der Bremer Tageszeitungen AG und blieb bereits für einen Monat zu Hause, als Ediz vier Monate alt war. Wie Ramazan Barutcuoglu sehen 70 Prozent der jungen Männer es als selbstverständlich an, dass Familienarbeit fair verteilt sein sollte. Und 60 Prozent aller jungen Väter mit Kindern unter sechs Jahren wollen genauso für ihr Kind da sein wie ihre Partnerin. Die aktive Vaterrolle zählt zum modernen Familienbild, zeigt das Dossier „Väter und Familie“ des Bundesfamilienministeriums.

			Doch die Praxis sieht anders aus: In Bremen geht nur jeder vierte Vater in Elternzeit, obwohl beide einen gesetzlichen Anspruch auf diese Auszeit mit Elterngeld als Lohnersatz haben. Bleibt nur ein Elternteil zu Hause, sind es zwölf Monate. Nehmen beide Partner Elternzeit, sind es insgesamt 14 Monate. Praktisch entscheiden sich die meisten Familien dafür, dass er nur zwei Monate in Elternzeit geht. Die Gründe hierfür sind vielfältig. „Die Politik hat die sogenannten ‚Partnermonate‘ ungeschickt kommuniziert, wie zwei Bonus-Monate oben drauf, wenn auch die Väter zu Hause bleiben“, sagt Thomas Schwarzer, Referent für kommunale Sozialpolitik der Arbeitnehmerkammer Bremen. Schwarzer arbeitet am Bericht zur sozialen Lage von Familien und kann aus Familienbefragungen sagen: „Väter, die für ihre Kinder in Elternzeit gehen oder ihre Stunden auf Teilzeit reduzieren, werden in der Arbeitswelt und auch in ihrem Umfeld noch immer als Ausnahme wahrgenommen.“

			Ramazan Barutcuoglu freut sich über jede Minute mit seinem Kind: „Der erste Monat zu Hause hat einen riesigen Unterschied gemacht. Anfangs hat Ediz gefremdelt, jetzt kennt er seinen Papa und es ist normal für ihn, wenn wir zu zweit alleine sind.“ Der Medienberater will seine Frau Ayşegül unterstützen. Dennoch haben sich beide für nur zwei Monate Elternzeit entschieden. „Finanziell gesehen brauchen wir unser Familieneinkommen und können es uns andersherum nicht leisten. Meine Frau arbeitet in Teilzeit als Einzelhandelskauffrau, ich erhalte ein Fixgehalt und leistungsbezogene Provision“, erklärt er.

			„Da läuft eine völlig rationale Überlegung ab – absolut nachvollziehbar. Schließlich kostet der Familienzuwachs auch zusätzlich Geld“, weiß Esther Schröder, Referentin für Gleichstellungs- und Geschlechterpolitik bei der Arbeitnehmerkammer Bremen. Das Elterngeld richtet sich nach dem Einkommen des Elternteils, welches in Elternzeit geht. Der Staat zahlt grundsätzlich 67 Prozent des bisherigen pauschalisierten monatlichen Nettoeinkommens und bis zu maximal 1.800 Euro. Da viele Frauen häufig weniger verdienen oder in Teilzeit arbeiten, sei das Modell „der Mann arbeitet Vollzeit, die Frau in Teilzeit“ die realistische Option für viele Familien. „Eine wirklich verdienstunabhängige Entscheidung könnten beide Eltern treffen, wenn das Elterngeld neu berechnet werden würde. Etwa nach der Höhe des Familieneinkommens beider Eltern, nicht nach dem jeweiligen Gehalt der Partner“, sagt die Expertin. Zudem stecke die traditionelle Ernährer-Rolle auch 2016 noch in den Köpfen. Zumal sich viele Frauen eine aktive Mutterrolle wünschen und sie vermeintlich leichter und akzeptierter eine Babypause einlegen können, erklärt die Gleichstellungsreferentin die Lücke zwischen Wunsch und Wirklichkeit.

			Michael Hockel brauchte Mut, als er vor zweieinhalb Jahren für seine Tochter Marlene in Elternzeit ging. Der Vater betreut bei der Bremer Software-Firma ‚Ujam Development‘ die Neuentwicklung von Software und Apps als Projekt- und Produktmanager. Im zwanzigköpfigen Team war er der Erste, der für ein halbes Jahr zu Hause bleiben wollte. „Als ich meinen Chef angesprochen habe, war schon etwas Angst dabei. Er reagierte überrascht und besorgt, wer meine Arbeit dann übernehmen könnte, hat meinen Wunsch aber akzeptiert. Einige meiner Freunde haben in anderen Firmen eine ablehnende Haltung oder Drohungen erlebt. Andere haben sich gar nicht erst getraut zu fragen und beneiden mich um meinen Mut“, erzählt der Vater. Auch er und Marlenes Mutter Katharina hatten vor der Entscheidung kurz über die Finanzen nachgedacht, dann aber gemeinsam beschlossen, die Elternzeit-Monate zu teilen. „Diese Zeit kommt nie wieder. Ich habe mir eine enge Bindung zu meiner Tochter Marlene gewünscht und die Verantwortung zu teilen erschien uns beiden als der logischste Weg. So mussten wir beide nicht komplett oder länger aus dem Beruf aussteigen und hatten Zeit für unsere Tochter“, sagt er.

			Angekündigt hatte er seinen Elternzeitwunsch, sobald der Geburtstermin feststand. Auch Ramazan Barutcuoglu erzählte seine Pläne drei Monate im Voraus. Beide gingen damit ein Risiko ein, weiß Barbara Sichting-Busch, Rechtsberaterin bei der Arbeitnehmerkammer Bremen. „Trotz allem Verantwortungsbewusstsein rate ich davon klar ab. Frühestens acht Wochen vor dem gewünschten Start in die Elternzeit greift der gesetzliche Kündigungsschutz auch für Väter. Dann müssen und sollten Väter ihren Elternzeitwunsch beim Arbeitgeber schriftlich anmelden. Aus Beratungsgesprächen weiß ich, dass Arbeitgeber durchaus nicht vor Kündigungen zurückschrecken, wenn der Schutz nicht greift“, sagt die Expertin.

			Michael Hockel ist nach sechs Monaten zunächst wieder in Vollzeit eingestiegen. Ein Kita-Platz für die einjährige Marlene war schnell gefunden. Als jedoch seine Partnerin auch in Vollzeit arbeiten ging, kam die junge Familie schnell an ihre Grenzen. „Die Kita schließt um 16 Uhr und wenn Marlene krank wird, bricht unser ausgetüfteltes Betreuungssystem zusammen. Trotz meiner Unsicherheit, ob ich meinen Job in einer 32-Stunden-Woche schaffe, habe ich meinen Chef darum gebeten“, sagt der Angestellte. Anfangs mussten sich alle im Team an die neuen zwei kurzen Tage von Michael Hockel gewöhnen. Mittlerweile plant das Unternehmen die Meetings familienfreundlich am Vormittag und notfalls kann der Vater auch im Homeoffice arbeiten. Ramazan Barutcuoglu konnte seine Elternzeit-Monate ebenfalls problemlos gestaffelt beantragen. Sein Chef hatte selbst Elternzeit genommen.

			„Solche familienfreundlichen Teilzeitmodelle und Vorgesetzte in Elternzeit können langfristig die bestehenden auf Vollzeit ausgerichteten Strukturen aufbrechen“, sagt Gleichstellungexpertin Esther Schröder. Dafür wirbt die Arbeitnehmerkammer gemeinsam. mit dem Verein ‚Impulsgeber Zukunft‘, den Gewerkschaften und den städtischen Gleichstellungsstellen. Politisch sieht Schröder Nachbesserungsbedarf bei den Betreuungsangeboten. Erst die Betreuung vom ersten Lebensjahr bis zum Ende der Grundschulzeit ermögliche eine gute Vereinbarung von Beruf und Familie für beide Elternteile.
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			*Abgeschlossene Fälle Januar 2013 bis März 2015

			
				
					[image: ]
				

			

			Elterngeldbezug von Vätern im Großstadtvergleich
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			Kammermitglieder können sich in der Arbeitsrechtsberatung kostenlos zum Thema Elternzeit beraten lassen. 

			Unser Infoblatt ‚Elterngeld – Elternzeit‘ erhalten Sie in unseren Geschäftsstellen oder unter  → www.arbeitnehmerkammer.de/publikationen (Rechtstipps).

		

	
		
			Arbeit & Recht 

			Alles, was Recht ist 

			Rechtstipp

			Alter schützt vor Kündigung

			Das Kündigungsschutzgesetz greift erst in Betrieben mit mehr als zehn Mitarbeitern. Vor altersdiskriminierenden Kündigungen sind aber auch Arbeitnehmer in einem Kleinbetrieb geschützt. 

			Im vorliegenden Fall hatte der Arbeitgeber unter Hinweis auf die „Pensionsberechtigung“ der 1950 geborenen Arbeitnehmerin gekündigt. Er hatte kein im Allgemeininteresse liegendes Ziel im Sinne des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes benannt, wie zum Beispiel eine ausgewogene Altersstruktur. Zudem konnte der Arbeitgeber nicht nachweisen, dass die wegen der Erwähnung der „Pensionsberechtigung“ zu vermutende Altersdiskriminierung nicht vorliegt. Das Bundesarbeitsgericht sah dementsprechend in seinem Urteil* einen Verstoß gegen das Benachteiligungsverbot. Die Kündigung war daher unwirksam.

			* 23.07.2015 – 6 AZR 457/14

			Ingo Kleinhenz, Rechtsberater in Bremen
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			Steuertipp

			Abgabefristen für die Steuererklärung verlängern sich

			Am 17. Juni 2016 hat der Bundesrat dem Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens zugestimmt. Eine Neuerung ist die Verlängerung der Abgabefristen für die Steuererklärung.

			Für Steuerpflichtige, die ihre Erklärung selbst anfertigen, war bisher der 31. Mai des Folgejahres der Stichtag für die Abgabe. Zukünftig wird es der 31. Juli des Folgejahres sein. Diejenigen, die sich steuerlich beraten lassen, hatten bisher bis zum 31. Dezember des Folgejahres Zeit, dieser Termin verschiebt sich nun auf den 28. Februar des Zweitfolgejahres. Anzuwenden sind die neuen Fristen erstmalig für die Steuererklärung 2017.

			Da sich jedoch auch die Regeln zur Festsetzung von Verspätungszuschlägen verschärfen, sollte die Steuererklärung – wie bisher auch empfohlen – zeitnah erstellt werden.

			Dagmar Pletz, Beraterin für Steuerrecht in Bremerhaven
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			Rechtsirrtum

			„Bei Kündigung habe ich ein Recht auf Abfindung“

			Das stimmt so nicht.

			Wer entlassen wird, kann vor den Arbeitsgerichten überprüfen lassen, ob die Kündigung rechtens ist. Falls ja, ist eine Entschädigung für den Verlust der Stelle ausgeschlossen. Falls nicht, kann der Arbeitnehmer seinen Job behalten und braucht keine Abfindung. 

			Allerdings enden viele solcher Kündigungsschutzklagen nicht mit einem Urteil, sondern mit einem Vergleich. Grund dafür ist oftmals, dass das gegenseitige Vertrauen für eine weitere Zusammenarbeit durch die Kündigung nicht mehr vorhanden ist. Der Arbeitgeber verpflichtet sich dann, seinem früheren Mitarbeiter eine Abfindung zu zahlen. Im Gegenzug akzeptiert dieser die Kündigung. 

			Anders ist es bei einer betriebsbedingten Kündigung. Hier sieht das Gesetz einen Abfindungsanspruch unter folgenden Voraussetzungen vor: Die Kündigung ist auf dringende betriebliche Erfordernisse gestützt (beispielsweise Auftragsmangel oder Outsourcing) und dem Mitarbeiter wird eine Abfindung angeboten, wenn er nicht gegen die Kündigung klagt. Beides muss ausdrücklich im Kündigungsschreiben stehen.

			Eine Abfindung ist also eine freiwillige Leistung des Arbeitgebers. Beide Seiten können sich darauf auch per Aufhebungsvertrag einigen: Der Beschäftigte wird für den Verlust des Arbeitsplatzes entschädigt und beide Seiten einigen sich einvernehmlich auf die Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 

			Wichtig: Im Regelfall hat die Zahlung einer Abfindung keine Nachteile auf den Anspruch und die Höhe des Arbeitslosengeldes. In Fällen, in denen der Arbeitnehmer gegen Zahlung einer Abfindung eine kürzere Kündigungsfrist akzeptiert, wird der Beginn der Zahlung auf den eigentlichen Kündigungszeitpunkt verschoben. Bei einem Aufhebungsvertrag allerdings kann eine Sperre und somit die Kürzung der Bezugsdauer drohen.

			Text: Hanna Mollenhauer
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			Wer eine Kündigung erhält, sollte sich schnellstmöglich in der Arbeitsrechtsberatung der Arbeitnehmerkammer beraten lassen.

		

	
		
			Fragen & Antworten 

			Drei Fragen — zur Arbeitszeit 

			Mein Chef verdonnert mich regelmäßig zu Überstunden. Extra Geld bekomme ich nicht. Darf er das?

			Wirklich nur im Notfall und wenn Sie sich darauf einstellen können. Außerdem muss Ihr Chef Ihnen Überstunden bezahlen. Wenn Sie die Überstunden lieber abfeiern möchten, müssen Sie das mit ihm vereinbaren. Grundsätzlich gilt: Am Tag dürfen Sie maximal acht Stunden arbeiten, pro Woche höchstens 48 Stunden. Bis zu zehn Stunden darf Ihr Chef Sie am Tag zwar arbeiten lassen, aber im Durchschnitt dürfen es innerhalb eines halben Jahres nur acht Stunden täglich sein. 

			Ich muss ständig Wochenenddienste machen. An wie vielen Wochenenden muss ich dann zum Ausgleich frei kriegen?

			Per Gesetz haben Sie Anspruch auf jährlich 15 freie Sonntage. Der Samstag ist ein Werktag, an dem Sie unter Umständen arbeiten müssen.

			Wenn ich auf der Arbeit keine Pause mache, kann ich dann früher in den Feierabend?

			Nein. Wenn Sie zwischen sechs und neun Stunden arbeiten, werden Ihnen 30 Minuten Pause von Ihrer Arbeitszeit abgezogen, ob Sie Pause machen oder nicht. Wenn Sie mehr als neun Stunden arbeiten, sind es 45 Minuten. In kleinen Geschäften, die mittags geschlossen sind und abends länger aufhaben, werden oft Pausen von bis zu zwei oder mehr Stunden festgelegt. Solche Teildienste gibt es auch im Pflegebereich häufig. Sie sollten im Arbeitsvertrag vereinbart sein. 

			
				
					[image: ]
				

			

			Sven Thora 

			arbeitet seit 2010 als Rechtsberater bei der Arbeitnehmerkammer Bremen. Der Volljurist berät nicht nur zu den Themen Arbeits- und Sozialversicherungsrecht, sondern auch bei Mietstreitigkeiten oder bei Problemen mit dem Handyvertrag.

			Foto: Stefan Schmidbauer 
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			Infoveranstaltung: 

			Arbeitszeit – von Überstunden bis zu Wochenenddiensten

			27. September 2016, 18 Uhr, Geschäftsstelle Bremerhaven der Arbeitnehmerkammer, Barkhausenstraße 16, 27568 Bremerhaven

			Anmeldung: T 0471.92235-0

			→ Probleme mit Überstunden, Abmahnung, Kündigung oder Urlaub? Als Mitglied der Arbeitnehmerkammer können Sie sich arbeitsrechtlich beraten lassen. 

		

	
		
			Leserfoto

			Auf dem Weg zur Arbeit 
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			Hanna Mollenhauer: „Wie jeden Morgen radle ich am Bahnhof vorbei in Richtung Innenstadt. Kurz bevor ich unter der Hochstraße durchfahre, stehe ich an der Ampel. Kein besonders schöner Ort in Bremen. Aber dann dieser Regenbogen!“

			[image: ]

			Liebe Leserinnen und Leser, was fällt  Ihnen ins Auge auf dem Weg zur Arbeit – was finden Sie besonders schön oder bemerkenswert, lustig oder absurd? Schicken Sie uns Ihre Fotos. 

			➔ bam@arbeitnehmerkammer.de
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			Beratungsangebote & Öffnungszeiten

			Wir sind für Sie da!

			Rechtsberatung

			Bremen-Stadt

			Bürgerstraße 1

			28195 Bremen

			T 0421. 3 63 01- 0

			→ Arbeits- und Sozialversicherungsrechtsberatung / Öffentliche Rechtsberatung * 

			Persönliche Beratung 

			(ohne Termine)

			Mo, Di, Do, Fr		9 – 12 Uhr

			Mo und Mi 	14 –18 Uhr

			Telefonische Beratung Arbeits- und Sozialversicherungsrecht 

			T 0421. 3 63 01-11

			Mo – Do 		9 – 16 Uhr

			Fr 			9 – 12.30 Uhr

			→ Steuerrechtsberatung

			Terminvereinbarung

			T 0421. 3 63 01 - 59

			Telefonische Steuerrechtsberatung

			T 0421. 3 63 01- 40

			Mo – Fr 	11 – 13 Uhr

			→ Arbeitslosenrechtsberatung

			Persönliche Beratung 

			(ohne Termine)

			Mo, Di, Do 		9 – 12 Uhr

			Mo 	14 –18 Uhr

			Weitere Informationen

			T 0421. 3 63 01- 23

			Bremen-Nord

			Lindenstraße 8

			28755 Bremen

			T 0421.6 69 50-0

			→ Arbeits- und Sozialversicherungsrechtsberatung / Öffentliche Rechtsberatung *

			Persönliche Beratung  

			(ohne Termine)

			Mo, Di, Do, Fr		9 – 12 Uhr

			Mo und Do	14 –18 Uhr

			Telefonische Beratung Arbeits- und Sozialversicherungsrecht

			T 0421. 3 63 01-11

			Mo – Do  		9 – 16 Uhr

			Fr 			9 – 12.30 Uhr

			→ Steuerrechtsberatung

			Terminvereinbarung

			T 0421.6 69 50-0

			Telefonische Beratung 

			T 0421. 3 63 01- 40

			Mo – Fr 	11 – 13 Uhr

			Bremerhaven

			Barkhausenstraße 16

			27568 Bremerhaven

			T 0471.9 22 35-0

			→ Arbeits- und Sozialversicherungsrechtsberatung / Öffentliche Rechtsberatung *

			Persönliche Beratung

			(ohne Termine)

			Mo, Di, Do, Fr		9 – 12 Uhr

			Mo und Mi 	14 –18 Uhr

			Telefonische Beratung Arbeits- und Sozialversicherungsrecht 

			T 0471.9 22 35-11

			Mo – Do 		9 – 16 Uhr

			Fr 			9 – 12.30 Uhr

			→ Steuerrechtsberatung

			Terminvereinbarung

			T 0471.9 22 35-59

			Telefonische Beratung 

			T 0471.9 22 35-10

			Mo – Fr 	11 – 13 Uhr

			*  Wenn Sie im Land Bremen wohnen und Ihr Einkommen eine bestimmte Grenze nicht übersteigt, können Sie die öffentliche Rechtsberatung des Landes Bremen in der Arbeitnehmerkammer kostenlos in Anspruch nehmen (z.B. zum Familienrecht, Kaufvertragsrecht, Mietrecht, Verbraucherinsolvenz). Kammer-Mitglieder informieren wir gegen zehn Euro Gebühr.

		

		
			→ Beratung für Betriebs- und Personalräte

			Bremen  T 0421.3 63 01-962  Bremerhaven  T 0471.9 22 35-24 oder -31

			@ mitbestimmung@arbeitnehmerkammer.de 

			Telefonische Beratung  T 0421.3 63 01-960, Mo – Fr  10 – 12 Uhr

			→ Beratung zur Anerkennung ausländischer Abschlüsse 

			T 0421.3 63 01-954   @ anerkennung@wah.bremen.de

			→ Beratung zu Berufskrankheiten 

			T 0421.6 69 50-36   @ bk-beratung@arbeitnehmerkammer.de

			→ Weiterbildungsberatung 

			T 0421.3 63 01-432   @ weitermitbildung@arbeit.bremen.de

			→ Beratung bei der Verbraucherzentrale

			Mitglieder der Arbeitnehmerkammer zahlen für Beratungen etwa 

			zur privaten Altersvorsorge, zu Riester-Verträgen oder zur Berufs-

			unfähigkeitsversicherung nur die Hälfte. 

			Bremen  T 0421.16 07 77   Bremerhaven  T 0471.2 61 94 

			www.verbraucherzentrale-bremen.de
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			KammerCard und BAM-Abonnement 

			Wollen Sie das BAM bequem kostenlos nach Hause geliefert bekommen? Holen Sie sich die KammerCard und genießen Sie weitere Vorteile! 

			→ www.arbeitnehmerkammer.de/kammercard
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